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RESTSCHULDBEFREIUNG

Rückwirkende Erteilung der Restschuldbefreiung

|  Der BGH hat seine Rechtsprechung aus dem Jahre 2013 bestätigt, dass in 
vor dem 1.12.01 eröffneten Insolvenzverfahren zwölf Jahre nach Insolvenzer-
öffnung über den Antrag auf Restschuldbefreiung zu entscheiden ist. Wie 
eine aktuelle Entscheidung des BGH zeigt, sind solche Verfahren noch  
immer aktuell.  | 

Sachverhalt
Das Insolvenzgericht eröffnete auf Antrag des schon vor dem 1.1.97 zahlungs-
unfähigen Schuldners am 22.3.00 das Insolvenzverfahren über dessen Ver-
mögen. Mit Beschluss vom 10.12.09 stellte es fest, dass der Schuldner Rest-
schuldbefreiung erlange, wenn er für die Zeit von fünf Jahren ab Aufhebung 
des Insolvenzverfahrens seinen im Einzelnen bezeichneten Obliegenheiten 
nachkomme (Art. 107 EGInsO a. F.), und bestellte den Treuhänder. Am 6.7.10 
hob es das Insolvenzverfahren auf und stellte den Eintritt der Wirkungen aus 
dem Beschluss vom 10.12.09 fest.

Der Schuldner hat am 18.12.12 die vorzeitige Erteilung der Restschuldbefrei-
ung und die Verkürzung der Wohlverhaltensperiode beantragt. Das Insol-
venzgericht hat dem Schuldner am 9.6.15 Restschuldbefreiung erteilt und 
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Ergibt sich danach eine andere Situation, ist dies für die Insolvenzgläubiger 
günstig:

�� Sofern der Schuldner mit seiner Frau eine Gesellschaft bildet, würde sein 
Anteil oder ein Abfindungsanspruch in die Insolvenzmasse fallen.

�� Im Fall des Bezugs eines verschleierten Arbeitseinkommens müsste der 
Schuldner dem Insolvenzverwalter über dieses Rechnung legen und pfänd-
bare Anteile rückwirkend an ihn abführen und künftig, während der Wohl-
verhaltensperiode, an den Treuhänder.

Praxishinweis
Das AG Köln arbeitet heraus: Der darstellende Teil des Insolvenzplans ver-
langt, dass die Tatsachen dargelegt werden müssen, aus denen sich die 
selbstständige Tätigkeit ergibt. Es genügt nicht, dies nur wertend zu behaup-
ten. Die Subsumtion muss den sonstigen Beteiligten möglich sein. 

Im konkreten Fall kamen neben den Defiziten im Tatsachenvortrag auch kon-
krete Zweifel an einer selbstständigen Tätigkeit hinzu, wie sie sich aus dem 
Leitsatz ergeben. Auch der Umstand, dass keine Abführungen an die Insol-
venzmasse vorgesehen sind, rechtfertigt nach dem Gericht solche Zweifel. 

MERKE  |  Es obliegt dem Insolvenzgläubiger, solche Zweifel zu formulieren. Es 
ist dann Aufgabe des Schuldners, diese Zweifel zu zerstreuen
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festgestellt, dass mit Rechtskraft des Beschlusses der Beschlag für die 
pfändbaren Bezüge des Schuldners aus einem Dienstverhältnis oder einem 
nach § 287 Abs. 2 InsO gleichgestellten Einkommen entfalle. Dagegen wendet 
sich der Schuldner und begehrt die Restschuldbefreiung und Aufhebung des 
Beschlags für den pfändbaren Teil seiner Bezüge rückwirkend zum 18.12.12. 

Entscheidungsgründe
Der BGH hat dem Schuldner zwar geholfen, sein Ziel zu erreichen, nicht aber 
mit der begehrten Rückwirkung der Restschuldbefreiung. 

◼◼ Leitsatz: BGH 1.6.17, IX ZB 87/16

Die Restschuldbefreiung kann nicht rückwirkend erteilt werden. Die Laufzeit der 
Abtretungserklärung endet in vor dem 1.12.01 eröffneten Insolvenzverfahren spä-
testens zwölf Jahre nach Insolvenzeröffnung (Abruf-Nr. 194813).

Dem Antrag des Schuldners, ihm bereits zum 18.12.12 die Restschuldbefrei-
ung zu erteilen, hat der BGH nicht entsprochen. Die Restschuldbefreiung 
wird nicht rückwirkend zu dem Zeitpunkt erteilt, zu dem der Schuldner den 
Antrag auf vorzeitige Entscheidung gestellt hat, sondern grundsätzlich nur 
auf den Zeitpunkt der Rechtskraft der Befreiungsentscheidung. Hierfür gab 
es eine Grenze.

Weil das Insolvenzverfahren vor dem 1.12.01 eröffnet wurde, ist nach Art. 103a 
EGInsO die InsO in der bis dahin geltenden Fassung maßgebend. Gemäß  
§ 300 Abs. 1, § 287 Abs. 2 S. 1 InsO a. F. ist über den Antrag des Schuldners auf 
Restschuldbefreiung erst zu entscheiden, wenn die Laufzeit der Abtretungs-
erklärung verstrichen ist. Unter Anwendung dieser Regelungen endete vor-
liegend die Laufzeit der Abtretungserklärung nach der Aufhebung des Insol-
venzverfahrens durch Beschluss des Insolvenzgerichts vom 6.7.10 gemäß  
§ 287 Abs. 2 InsO a. F., Art. 103a EGInsO, Art. 107 EGInsO a. F. am 6.7.15, weil 
diese auf fünf Jahre nach Aufhebung des Insolvenzverfahrens befristet war. 
Danach konnte das Insolvenzgericht bis zum 6.7.15 keine Restschuldbefrei-
ung erteilen.

Art. 103a EGInsO ist allerdings nach dem BGH im Hinblick auf Art. 3 Abs. 1 GG 
verfassungskonform dahin auszulegen, dass einem Schuldner zwölf Jahre 
nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens gemäß § 300 InsO auch vor Ende der 
Laufzeit der Abtretungserklärung die Restschuldbefreiung zu erteilen ist, 
unabhängig davon, ob das vor dem 1.12.01 eröffnete Insolvenzverfahren noch 
läuft oder der Schuldner – wie vorliegend – sich zwischenzeitlich in der Wohl-
verhaltensperiode befindet (BGH NZI 13, 849). Mithin hätte dem Schuldner die 
Restschuldbefreiung zwölf Jahre nach Insolvenzeröffnung erteilt werden 
müssen, also nach dem 22.3.12.

MERKE  |  Hier sind die Insolvenzgläubiger sogar noch begünstigt worden, weil 
der Schuldner die Restschuldbefreiung erst später beantragt hat.
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INSOLVENZANFECHTUNG

Mit dem Gerichtsvollzieher vereinbarte Raten bei 
einer geringfügigen Forderung

|  Die Insolvenzanfechtung ist in der Gläubigerpraxis weiter ein Dauerbren-
ner. Da die neuen Regeln des § 133 InsO nur für nach dem 5.4.17 eröffnete 
Insolvenzverfahren gelten, ist § 133 InsO a. F. noch sicher für mehrere Jahre zu 
beachten und Insolvenzanfechtungen sind an ihm zu messen. In diesem Rah-
men hat der BGH jetzt eine für Gläubiger positive Entscheidung getroffen.  | 

Relevanz für die Praxis
Nach der bisherigen und für Verfahren, die vor dem 5.4.17 eröffnet wurden, 
fortgeltenden Rechtslage gilt: Die Kenntnis des Gläubigers von der Gläubi-
gerbenachteiligungsabsicht des Schuldners wird vermutet, wenn er wusste, 
dass die Zahlungsunfähigkeit des Schuldners drohte und dass die Handlung 
die Gläubiger benachteiligte. Die Kenntnis von der drohenden Zahlungsunfä-
higkeit wird aus Indizien abgeleitet. Demgegenüber ist nach § 133 Abs. 3 InsO 
n. F. für nach diesem Stichtag eröffnete Verfahren die Kenntnis von der objek-
tiven Zahlungsunfähigkeit Voraussetzung. 

Im Fall des BGH erstellte der Gläubiger für den Dachdeckerbetrieb des 
Schuldners im Rahmen eines einmaligen geschäftlichen Kontakts Dachöff-
nungen und führte Kernbohrungen durch. Für diese Arbeiten stellte er rund  
1.700 EUR in Rechnung. Nachdem der Schuldner den Rechnungsbetrag auch 
nach dreimaliger Mahnung nicht beglichen hatte, leitete der Beklagte das 
gerichtliche Mahnverfahren ein, worauf am 27.1.12 ein Vollstreckungsbe-
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Relevanz für die Praxis
§ 300 Abs. 1 InsO a. F. zeigt, dass der Schuldner die Restschuldbefreiung nicht 
allein dadurch erlangt, dass die Laufzeit der Abtretungserklärung endet oder 
die Eröffnung des Insolvenzverfahrens zwölf Jahre zurückliegt. Der  
Ablauf dieser Fristen ist nur eine verfahrensrechtliche Voraussetzung für die 
gerichtliche Entscheidung darüber, ob die Restschuldbefreiung zu erteilen 
ist. Das Insolvenzgericht erteilt sie vielmehr durch konstitutiven, rechtsge-
staltenden Beschluss. 

Dieser Beschluss stellt nicht eine – etwa mit Fristablauf – schon bestehende 
Rechtslage deklaratorisch fest. Vielmehr ändert sich die Rechtslage erst mit 
der positiven Entscheidung über die Restschuldbefreiung. Der Beschluss löst 
mit seiner Rechtskraft und mit Wirkung für die Zukunft die Rechtsfolgen des 
§ 301 InsO für die nach § 286 InsO von der Restschuldbefreiung erfassten 
Verbindlichkeiten aus.

Wichtig  | Die Laufzeit der Abtretungserklärung und damit die Berechtigung 
des Treuhänders an den pfändbaren Forderungen auf Bezüge i. S. v. § 287 Abs. 2  
InsO endete ohne weitere Voraussetzungen mit Ablauf der zwölf Jahre ab Insol-
venzeröffnung am 6.7.12. Laut seinem Antrag wollte der Schuldner das Ende der 
Laufzeit der Abtretungserklärung erst zum 18.12.12 festgestellt wissen.
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